
ENTSCHEIDENDE 
INFORMATIONEN
aus wichtigen Rechtsgebieten III/2026

Nachdem die europäische Richtlinie zum „Recht auf Reparatur“ in deutsches   
Recht umgesetzt wurde, gelten für Verbraucher seit dem 31.7.2026 bessere 
Bedingungen, wenn Elektrogeräte wie z. B. Smartphones, Waschmaschinen 
oder Geschirrspüler defekt sind. Ziel ist es, die Instandsetzung defekter Ge-
räte attraktiver zu machen und ihre Nutzungsdauer zu verlängern.

Für bestimmte Produktgruppen sind Hersteller nun verpflichtet, Reparaturen auch dann 
anzubieten, wenn die gesetzliche Gewährleistungsfrist bereits abgelaufen ist. Zudem 
müssen sie Ersatzteile zur Verfügung stellen und dürfen die Reparatur von Geräten nicht 
durch technische oder andere unnötige Hürden erschweren.

Zeigt ein neu gekauftes Gerät bereits nach kurzer Zeit einen Defekt, können sich Ver-
braucher auf die gesetzliche Gewährleistung (2 Jahre) berufen. Ansprechpartner ist dabei 
grundsätzlich der Verkäufer. Innerhalb dieser Zeit kann der Verbraucher zwischen einer 
kostenlosen Reparatur oder einer Ersatzlieferung wählen. Entscheidet sich der Käufer 
für die Reparatur, verlängert sich die Gewährleistungspflicht einmalig um 12 Monate.

Bei bestimmten Elektro- und Elektronikgeräten können Verbraucher auch nach Ablauf 
der gesetzlichen Gewährleistung eine Reparatur durch den Hersteller verlangen. Dazu 
zählen z. B. Geschirrspüler, Kühlgeräte, Waschmaschinen, Trockner, Staubsauger, Fern-
seher, Smartphones, Tablets sowie Akkus von E-Bikes und E-Scootern. Voraussetzung ist, 
dass das jeweilige Produkt unter die EU-Ökodesign-Vorgaben fällt. 
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Die Reparatur muss zu einem angemessenen Preis und für den Zeitraum der üblichen 
Lebensdauer angeboten werden. Bei Waschmaschinen und Kühlschränken beträgt dieser 
beispielsweise 10 Jahre, bei Smartphones 7 Jahre. Maßgeblich für den Beginn dieser 
Frist ist der Zeitpunkt, zu dem das letzte Gerät der jeweiligen Modellreihe in der EU in 
den Verkehr gebracht wurde.

Hinweis: Für die Geltendmachung von Gewährleistungs- und Reparaturansprüchen 
empfiehlt es sich, Kaufbelege, Rechnungen und ggf. Reparaturprotokolle von Elektro-
geräten aufzubewahren.

In einem vom Bundesgerichtshof (BGH) entschiedenen Fall bot ein Fitness-
studiobetreiber auf seiner Website Verbrauchern den Abschluss kostenpflich-
tiger Verträge zur Nutzung seines Studios an. Auf der Startseite befand sich in 
der Fußzeile eine Kündigungsschaltfläche mit den Worten „Vertrag kündigen“. 

Bei Anklicken dieser Schaltfläche wurden die Verbraucher auf eine sog. Bestätigungsseite 
weitergeleitet, die ein Kündigungsformular enthielt und am Ende der Seite eine mit den 
Worten „Vertrag finden“ beschriftete orangefarbene Bestätigungsschaltfläche.

Ferner befand sich im oberen Teil der Bestätigungsseite ein ebenfalls orangefarbener 
Button mit der Aufschrift „Vertrag im Selfservice pausieren“ versehener Hinweis auf 
die Möglichkeit, den Vertrag anstelle einer Kündigung beitragsfrei pausieren zu lassen.

Der BGH hatte zu beurteilen, ob es gegen die verbraucherschützenden Vorgaben aus 
dem Bürgerlichen Gesetzbuch verstößt, wenn eine Bestätigungsseite nicht nur ein For-
mular zur Eingabe der für die Kündigung erforderlichen Angaben und eine Schaltfläche 
zur Bestätigung der Kündigung enthält, sondern auch Kündigungsalternativen.

Die BGH-Richter entschieden, dass die Bestätigungsseite keine Angebote oder Infor-
mationen enthalten darf. Die Bestätigungsseite ist ausschließlich für die Eingabe der 
kündigungsrelevanten Angaben und die Abgabe der Kündigungserklärung vorgesehen. 
Sie dient dem verbraucherschützenden Zweck, Verbraucherverträge im elektronischen 
Geschäftsverkehr einfach und unkompliziert kündigen zu können.

In einem Fall aus der Praxis besuchte eine Frau während sog. Küchenak-
tionstage ein Möbelhaus. Dort wurde ihr Interesse an einer neuen Küche 
geweckt. Sie unterschrieb schließlich mehrere Dokumente, darunter auch 

ein Formular mit der Bezeichnung „Kaufvertrag über den Erwerb einer Einbauküche“. In 
der Folge lehnte die Frau jedoch die Lieferung und Bezahlung ab, denn sie hätte sich 
während der Verkaufsveranstaltung überrumpelt gefühlt. Das Möbelhaus verlangte dar-
aufhin 1/4 des Bestellpreises als Schadensersatz. Nach dessen Auffassung war eine Küche 
zu einem Gesamtpreis von mehr als 12.000 € verbindlich gekauft worden.

Das Landgericht Frankenthal macht jedoch deutlich, dass eine Bestellung nur wirksam 
ist, wenn auf beiden Seiten Klarheit über die wichtigsten Bestandteile der Küche be-
steht. Auch wenn sich beim Kauf einer Einbauküche Verkäufer und Kunde scheinbar 
einig sind und der Vertrag unterzeichnet ist. Bleiben Zweifel, was im Einzelnen gekauft 
wurde und ist zudem der genaue Preis nicht festgelegt, ist der Vertrag trotz Unter-
schrift nicht wirksam zustande gekommen. Die Richter haben in ihrer Entscheidung die 
Ansprüche des Küchenstudios auf Schadensersatz wegen einer nicht abgenommenen 
Küchenbestellung zurückgewiesen.

Nach Auffassung der Richter ergab sich aus den Dokumenten z. B. nicht, welche Elek-
trogeräte genau mitgekauft wurden. Die Bezeichnung „Miele-Set“ oder der Verweis auf 
Sonderpreislisten war dafür nicht ausreichend und zu ungenau. Auch für den genauen 
Kaufpreis war der Verweis auf verwendete Preislisten zu unbestimmt, weil danach be-
stimmte Ab- oder Zuschläge möglich sein sollten.

Der Urlaub dient der Erholung. Umso ärgerlicher ist es, wenn man während 
der freien Tage oder bereits kurz vor Urlaubsbeginn erkrankt. Doch welche 
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Auswirkungen hat eine Arbeitsunfähigkeit auf den Urlaubsanspruch? Und darf man 
trotz Krankschreibung verreisen? Die wichtigsten Regelungen im Überblick:

	» Krankheit während des Urlaubs: Erkrankt ein Arbeitnehmer während seines Urlaubs 
und ist dadurch arbeitsunfähig, werden die entsprechenden Urlaubstage nicht auf 
den Jahresurlaub angerechnet.

	 Das gilt jedoch nur, wenn die Arbeitsunfähigkeit (AU) durch ein ärztliches Attest 
nachgewiesen wird. Ferner führt nicht jede Erkrankung automatisch zur Arbeitsun-
fähigkeit. Entscheidend ist, ob die gesundheitlichen Beschwerden die Ausübung der 
konkreten beruflichen Tätigkeit verhindern.

	» Besonderheiten bei Erkrankungen im Ausland: Seit Einführung der elektronischen 
AU-Bescheinigung müssen Arbeitnehmer ihren Arbeitgeber nur noch über die AU 
informieren. Die Vorlage einer AU-Bescheinigung ist nicht mehr erforderlich, denn 
der Arbeitgeber ruft die benötigten Daten bei der Krankenkasse ab.

	 Für AU-Bescheinigungen aus dem Ausland gilt diese Regelung jedoch nicht. Nach 
dem Entgeltfortzahlungsgesetz muss ein Arbeitnehmer, der während eines Aus-
landsaufenthalts arbeitsunfähig wird, seinen Arbeitgeber unverzüglich über die 
Arbeitsunfähigkeit, deren voraussichtliche Dauer sowie seine Aufenthaltsadresse 
informieren. Die Mitteilung hat auf dem schnellstmöglichen Weg zu erfolgen, etwa 
telefonisch oder per E-Mail. Die dadurch entstehenden Übermittlungskosten trägt der 
Arbeitgeber. Nach der Rückkehr nach Deutschland müssen Arbeitnehmer sowohl den 
Arbeitgeber als auch die Krankenkasse unverzüglich über ihre Rückkehr informieren.

 
	» Verlorene Urlaubstage dürfen nicht eigenmächtig angehängt werden: Durch eine 

AU-Bescheinigung nachgewiesene Krankheitstage werden zwar nicht auf den Jah-
resurlaub angerechnet, dürfen aber nicht einfach an den genehmigten Urlaubszeit-
raum angehängt werden.

	 Sobald die Arbeitsunfähigkeit endet und der ursprünglich genehmigte Urlaub abge-
laufen ist, besteht grundsätzlich die Pflicht zur Arbeitsaufnahme. Die wegen Krank-
heit ausgefallenen Urlaubstage sind zu einem späteren Zeitpunkt nachzugewähren.

	» Urlaub trotz bestehender Arbeitsunfähigkeit: Kommt es bereits vor Urlaubsbeginn 
zu einer Erkrankung, stellt sich häufig die Frage, ob eine geplante Reise dennoch 
angetreten werden darf. Grundsätzlich müssen arbeitsunfähige Beschäftigte alles 
unterlassen, was ihre Genesung verzögern oder gefährden könnte. Ob eine Reise 
zulässig ist, hängt daher von den Umständen des Einzelfalls ab.

	 Grundsätzlich ist eine Urlaubsreise nicht automatisch ausgeschlossen. Vielmehr 
kommt es darauf an, ob sie den Heilungsprozess beeinträchtigt oder möglicherweise 
sogar fördert. So kann beispielsweise ein Erholungsurlaub unter bestimmten Um-
ständen der Genesung dienen. Um spätere Zweifel zu vermeiden ist es ratsam, sich 
ärztlich bestätigen zu lassen, dass die geplante Reise der Genesung nicht entgegen-
steht.

	 Auch wenn keine ausdrückliche Zustimmung des Arbeitgebers erforderlich ist, emp-
fiehlt sich eine frühzeitige Abstimmung. Da Arbeitgeber regelmäßig keine Kenntnis 
von der konkreten Erkrankung haben, kann eine Urlaubsreise während einer Krank-
schreibung schnell Misstrauen auslösen. Ein offenes Gespräch hilft, Missverständ-
nisse zu vermeiden und schafft Klarheit für beide Seiten.

Eine Arbeitnehmerin beantragte Urlaub für die Zeit vom 1. – 25.3.2026. Der 
Arbeitgeber lehnte den Antrag jedoch ab und verwies darauf, dass im Betrieb 
üblicherweise keine Urlaubszeiträume von mehr als zwei zusammenhängen-
den Wochen genehmigt würden.

Grundsätzlich dürfen Arbeitgeber den Urlaub ihrer Beschäftigten nicht pauschal auf 
zwei zusammenhängende Wochen begrenzen. Eine solche Beschränkung verstößt ge-
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gen das Bundesurlaubsgesetz. Hier ist geregelt: Der Urlaub ist zusammenhängend zu 
gewähren, es sei denn, dass dringende betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers 
liegende Gründe eine Teilung des Urlaubs erforderlich machen. 

Eine Aufteilung des Urlaubs ist nur zulässig, wenn konkrete dringende betriebliche 
Gründe oder in der Person des Arbeitnehmers liegende Umstände dies erfordern. Allge-
meine Hinweise auf personelle Engpässe reichen hierfür jedoch nicht aus.

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat entschieden, dass Wohnungseigentümer 
vor der Beauftragung von Erhaltungsmaßnahmen nicht allgemein verpflich-
tet sind, mehrere Vergleichsangebote einzuholen. Damit hat der BGH der 
langjährigen gerichtlichen Praxis, Beschlüsse über Erhaltungsmaßnahmen 

allein wegen fehlender Vergleichsangebote für ungültig zu erklären, eine Absage erteilt. 
Ob eine entsprechende Beschlussfassung hinsichtlich der vorliegenden Informationen 
ordnungsmäßiger Verwaltung entspricht, hängt vielmehr von den Umständen des Ein-
zelfalls ab; dazu enthält die Entscheidung nähere Vorgaben.

Eine Beschlussfassung über Erhaltungsmaßnahmen entspricht ordnungsmäßiger Ver-
waltung, wenn den Wohnungseigentümern ausreichend Informationen für eine sach-
gerechte Entscheidung vorliegen. Vergleichsangebote sind dabei nicht zwingend erfor-
derlich. Insbesondere bei kleineren Maßnahmen können Eigentümer den angebotenen 
Preis selbst beurteilen, zudem hat der Verwalter die Pflicht, Angebote auf Eignung und 
Wirtschaftlichkeit zu prüfen.

Auch bei größeren Maßnahmen können andere Erkenntnisquellen, etwa die Beratung 
durch Architekten oder Sachverständige, genügen. Von weiteren Angeboten kann auch 
wegen besonderer Dringlichkeit oder mangelnder Verfügbarkeit anderer Handwerker ab-
gesehen werden.

Schließlich kann es gerechtfertigt sein, ein bereits bewährtes Unternehmen ohne Einho-
lung weiterer Angebote zu beauftragen. Neben dem Preis dürfen die Eigentümer auch Zu-
verlässigkeit, Arbeitsqualität, Termintreue, Reaktionsgeschwindigkeit bei Mängeln sowie 
die bereits vorhandene Kenntnis der Anlage durch den Auftragnehmer berücksichtigen.

Entsteht für den Mieter nach Abschluss des Mietvertrags ein berechtigtes 
Interesse, einen Teil des Wohnraums einem Dritten zum Gebrauch zu über-
lassen, so kann er von dem Vermieter die Erlaubnis hierzu verlangen. 

Wird die Wohnung an mehrere Mieter vermietet, genügt es für einen Anspruch auf Zu-
stimmung zur teilweisen Untervermietung, wenn das berechtigte Interesse nur bei den 
Mietern besteht, die weiterhin in der Wohnung leben, nachdem ein Mitmieter dauerhaft 
ausgezogen ist. Im Falle des Auszugs eines Mieters haben die verbleibenden Mieter 
den Wunsch, durch Untervermietung ihren Anteil an der Miete nach dem Auszug des 
Mitmieters zu reduzieren und so einen Wohnungsverlust zu vermeiden, was ein berech-
tigtes Interesse darstellt. 

Der Einwand, dass es durch eine Untervermietung für den Vermieter zu einem „erhöhten 
Räumungs- und Prozessaufwand“ kommen könnte, da sie – im Falle der Beendigung des 
Hauptmietverhältnisses und eines nicht freiwilligen Auszugs der Untermieterin – sowohl 
die Mieter als auch die Untermieterin auf Räumung verklagen müsste, zählte hier nicht.

In dem Fall aus der Praxis hatten Wohnungseigentümer auf einer Eigentü-
merversammlung beantragt, ihnen den Einbau eines Klima-Splitgeräts auf 
dem zu ihrer Wohnung gehörenden Balkon zu gestatten. Dieser Antrag fand 

jedoch keine Mehrheit. Daraufhin zogen die Eigentümer vor Gericht. Der BGH hat dazu 
entschieden, dass ein Wohnungseigentümer von der WEG grundsätzlich die Gestattung 
des Einbaus eines Klima-Splitgeräts auf seinem Balkon verlangen kann.

Da für die Installation des Geräts die Fassade durchbohrt werden musste, handelte es 
sich um eine bauliche Veränderung des gemeinschaftlichen Eigentums, die der Ge-
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stattung durch Beschluss der WEG bedurfte. Zwar gehören Klima-Splitgeräte nicht zu 
den gesetzlich besonders privilegierten baulichen Veränderungen. Dennoch kann ein 
Anspruch auf Zustimmung bestehen, wenn andere Wohnungseigentümer durch die 
Maßnahme nicht über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche Maß 
hinaus beeinträchtigt werden. Dabei können selbst Eingriffe in die Bausubstanz wie 
Fassadendurchbrüche zulässig sein, wenn sie sachgerecht geplant und fachgerecht aus-
geführt werden.

Bedenken wegen möglicher späterer Geräuschbelästigungen durch die Klimaanlage rei-
chen grundsätzlich nicht aus, um den Einbau von vornherein abzulehnen. Etwas anderes 
gilt, wenn bereits vor der Installation feststeht, dass das Gerät zu unzumutbaren Beein-
trächtigungen anderer Wohnungseigentümer führen wird. Ob tatsächlich störende Ge-
räusche entstehen, hängt insbesondere von der späteren Nutzung ab und kann deshalb 
grundsätzlich erst nach dem Einbau beurteilt werden.

Im konkreten Fall durfte das Klima-Splitgerät daher auf dem Balkon eingebaut werden. 
Anhaltspunkte für eine unzumutbare Beeinträchtigung der übrigen Wohnungseigentü-
mer bestanden nicht.

Ein dingliches Wohnrecht muss hinreichend bestimmt bezeichnet sein und 
den tatsächlichen Verhältnissen vor Ort entsprechen. Fehlt es hieran, lässt 
sich aus der Vereinbarung kein Wohnrecht herleiten.

In dem vom Pfälzischen Oberlandesgericht Zweibrücken entschiedenen Fall umfasste 
das im Grundbuch eingetragene Wohnrecht ausdrücklich „die alleinige ausschließli-
che Benutzung der abgeschlossenen Wohnung im Dachgeschoss“. Tatsächlich handelt 
es sich bei dem Anwesen um ein Einfamilienhaus mit Erdgeschoss, Obergeschoss und 
einem Kellergeschoss mit Einliegerwohnung. 

Es ist jedoch erforderlich, dass der Gebäudeteil, an dem das Wohnrecht bestellt wird, 
in der Eintragung detailliert beschrieben wird z. B. die Lage der Räume, bei mehre-
ren Stockwerken auch das Geschoss. In dem konkreten Einfamilienhaus ist eine „abge-
schlossene Wohnung im Dachgeschoss“ nicht vorhanden. Das Obergeschoss selbst ist 
nicht abgeschlossen und bildet aufgrund der baulichen Ausgestaltung erst gemeinsam 
mit dem Erdgeschoss eine Wohneinheit. Die in der Vereinbarung erfolgte Bezeichnung 
als „Dachgeschoss“ umfasst also bereits sprachlich nicht die aus Erd- und Obergeschoss 
bestehende Wohneinheit. Das Wohnrecht war demnach nicht wirksam bestellt.

Ein Hausbesitzer hatte eine Wohngebäudeversicherung abgeschlossen. Nach 
dem Versicherungsschein zählen zu den versicherten Gefahren u. a. „Erd-
senkung, Erdfall, Erdrutsch“. Das versicherte Wohngebäude liegt an einem 
Hang. Zur Haustür führt ein gepflasterter Weg. Vor dem Haus befindet sich 
– wegen der Hanglage auf Kellerniveau – die Garage. Zu der Garage und dem 

davor aufgestellten hölzernen Carport führt eine asphaltierte Zuwegung. Nun machte 
der Hausbesitzer gegenüber der Wohngebäudeversicherung Versicherungsleistungen 
wegen vorhandener Rissbildungen u. a. in der betonierten Bodenplatte der Garage und 
im Asphalt der Zuwegung geltend.

Die Richter des Oberlandesgerichts Hamm entschieden zugunsten der Versicherung. Die 
Schäden an dem versicherten Objekt sind nicht durch eine versicherte Gefahr entstan-
den. Ist – wie hier – der bedingungsgemäß versicherte Erdrutsch definiert als „Abrut-
schen oder Abstürzen von Erd- oder Gesteinsmassen“, verlangt die Klausel in beiden 
Varianten einen mit den menschlichen Sinnesorganen erfassbaren Vorgang und schließt 
daher solche Erdbewegungen aus, die sich für einen Beobachter unmerklich über einen 
längeren Zeitraum vollziehen.

Grundsätzlich können Ehegatten ein gemeinschaftliches Testament errich-
ten, ohne dass beide den gesamten Text eigenhändig verfassen müssen. 
Dabei genügt es, wenn ein Ehegatte die gemeinschaftliche Erklärung hand-
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schriftlich niederschreibt und der andere sie eigenhändig mitunterzeichnet. Der mit-
unterzeichnende Ehegatte soll hierbei auch angeben, zu welcher Zeit (Tag, Monat und 
Jahr) und an welchem Orte er seine Unterschrift beigefügt hat.

Der mitunterzeichnende Ehepartner muss jedoch den Inhalt der schriftlich niederge-
legten Erklärung kennen und sich diesen als eigenen letzten Willen zu eigen machen. 
Voraussetzung dafür ist grundsätzlich, dass er die Erklärung vor der Unterzeichnung 
lesen und ihren Inhalt erfassen kann.

Eine vorherige mündliche Verständigung der Ehegatten über die gewünschte Verteilung 
des Nachlasses kann dies nicht ohne Weiteres ersetzen. Entscheidend ist, dass sich die 
Zustimmung des mitunterzeichnenden Ehepartners auf den konkret niedergeschriebe-
nen Inhalt des Testaments bezieht.

Bestehen Zweifel daran, ob der Ehepartner den Text vor seiner Unterschrift überhaupt 
lesen oder zur Kenntnis nehmen konnte, führt dies gegebenenfalls zur Unwirksamkeit 
des gemeinschaftlichen Testaments. Das kann insbesondere dann Bedeutung haben, 
wenn die betreffende Person aufgrund ihres Gesundheitszustands, körperlicher Ein-
schränkungen oder einer eingeschränkten Sehfähigkeit nicht ohne Weiteres in der Lage 
war, den Testamentstext wahrzunehmen.

Diese Anforderungen hat das Brandenburgische Oberlandesgericht in einer Entschei-
dung vom 10.2.2026 hervorgehoben.

Die Einweg-Vapes werden von vielen Verbrauchern nicht als Elektroaltgeräte 
wahrgenommen und daher fälschlicherweise über die Restmülltonne oder 
den Gelben Sack/Gelbe Tonne entsorgt.

Gelangen Einweg-Vapes in den Hausmüll können sie während der Sammlung oder in 
Sortieranlagen beschädigt werden. Wird ein Lithium-Ionen-Akku gequetscht oder be-
schädigt, kann er sich erhitzen und Feuer fangen. Bislang ist die Rückgabe bei kommuna-
len Wertstoff- und Recyclinghöfen, bei Sammelstellen für Elektroaltgeräte, in größeren 
Super- und Drogeriemärkten mit Rücknahmesystemen sowie in Elektronikfachmärkten 
möglich.

Ab 1.7.2026 muss generell jede Verkaufsstelle, die Einweg-Vapes verkauft, die ausge-
dienten Geräte kostenlos zurücknehmen. Das betrifft nicht nur Fachgeschäfte, sondern 
auch Kioske, Tankstellen und Tabakläden.

Wichtig: Die Rückgabe ist nicht an einen Neukauf gekoppelt. Verbraucher können alte 
Geräte unabhängig davon abgeben, wo sie ursprünglich gekauft wurden.
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Basiszinssatz: 
(§ 247 Abs. 1 BGB)

Seit 1.7.2026 = 1,52 %; 1.1.2026 – 30.6.2026 = 1,27 %; 1.7.2025 – 31.12.2025 = 1,27 % 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: http://www.bundesbank.de und dort unter „Basiszinssatz“.

Verzugszinssatz: 
(§ 288 BGB)

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern
•	 abgeschlossen bis 28.7.2014:	
•	 abgeschlossen ab 29.7.2014:
•	 bei Handelsgeschäften zusätzlich

Basiszinssatz + 5-%-Punkte

Basiszinssatz + 8-%-Punkte
Basiszinssatz + 9-%-Punkte
zzgl. 40 € Pauschale

Verbraucherpreisindex: 
2020 = 100 

2026: Juli = 125,6; Juni = 124,6; Mai = 125,0; April = 125,2; März = 124,5;  
Februar = 123,1; Januar = 122,8
2025: Dezember = 122,7; November = 122,7; Oktober = 123,0; September = 122,6;  
August = 122,3 
 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: https://www.destatis.de – Themen – Konjunkturindikatoren

 Bitte beachten Sie, dass dieses Informationsschreiben eine individuelle Beratung nicht ersetzen kann! Eventuelle Änderungen, 
die nach Ausarbeitung dieses Schreibens erfolgen, werden ggf. in einer der nächsten Ausgabe berücksichtigt. Trotz sorgfältiger 
und gewissenhafter Bearbeitung aller Beiträge übernehmen wir keine Haftung für den Inhalt. Rechtsstand: 17.8.2026


